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I. Grundlagen des Electronic Government 
 

Electronic Government bezeichnet die Abwicklung von Geschäftsprozessen im 
Zusammenhang mit Regieren und Verwalten mit Hilfe von Informations- und 
Kommunikationstechnologien. Es umfasst den gesamten öffentlichen Sektor, beste-
hend aus den öffentlichen Verwaltungen, öffentlichen Vereinigungen und öffentli-
chen Unternehmen aller Ebenen.1 Im Mittelpunkt steht meist der Einsatz von Netz-
werktechnologien, insbesondere die Dienste des Internets.2 Mit Electronic Govern-
ment heben Regierungen bzw. Verwaltungen räumliche und zeitliche Barrieren auf, 
um ihren „Kunden“ jederzeit und überall öffentliche Dienstleistungen anzubieten.3 
Es richtet sich einerseits nach innen, um mit moderner Informations- und Kommu-
nikationstechnologie die internen Abläufe zu verbessern. Zu den Zielen der internen 
Leistungsverbesserung gehören u.a. Verkürzung der Sachbearbeitung, Senkung der 
Bearbeitungskosten durch Vermeidung von Redundanzen, Verbesserung der Zu-
sammenarbeit durch freien Informationsfluss, Erhöhung der Anpassungsfähigkeit 
an zukünftige Anforderungen, Abbau und Vereinfachung komplexer verwaltungsin-
terner Abläufe sowie Verbesserung des Controlling durch die Erfassung von Quali-
tät, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen. Mit diesen Zielen stellt Electro-
nic Government einerseits sowohl das traditionelle Verwaltungshandeln mit seinen 
spezifischen Prozessen der Leistungserstellung als auch die vielschichtige und 
fragmentierte Aufbauorganisation öffentlicher Verwaltungen in Frage.4 Anderer-
seits betrifft Electronic Government auch die Schnittstellen zu externen Kommuni-
kationspartnern. Es geht um die Prozesse zwischen den öffentlichen Institutionen 
(Government to Government (G2G)) sowie um die Beziehungen zu öffentlichen 
und privaten Unternehmen (Government to Business (G2B)), zu Nonprofit-
Organisationen (Government to Nonprofit (G2N)) und zu den Bürgern (Govern-
ment to Citizen (G2C)).5 Über das Internet stehen elektronische Dienstleistungen 
24 Stunden täglich an sieben Tagen in der Woche zur Verfügung. 
                                              
1  Vgl. Jörn von Lucke, Electronic Government in der Welt, in: Regieren und Verwalten im Informations-

zeitalter, hrsg. von Heinrich Reinermann, Heidelberg 2000, S. 186-202, hier S. 186 f.  
2  Zu den verschiedenen Definitionen von Electronic Government vgl. Martin Hagen, Ein Referenzmodell 

für Online-Transaktionssysteme im Electronic Government, München und Mering 2001, S. 23 ff. 
3  Vgl. Stefanie Hohn, Der Reformprozeß in der öffentlichen Verwaltung vor dem Hintergrund der Infor-

mationsgesellschaft, Linz 1997, S. 87 ff. 
4  Vgl. Roland Traunmüller, Annäherung an die Verwaltung aus der Sicht der Informatik - Technikpoten-

tiale und Systemlösungen, in: Öffentliche Verwaltung und Informationstechnik, hrsg. von Klaus Lenk 
und Roland Traunmüller, Heidelberg 1999, S. 21-51, hier S. 44 f., sowie Roland Wirth, Electronic Go-
vernment mit digitaler Signatur, in: Demokratische und partizipative Verwaltung, hrsg. von Werner Kil-
lian und Thomas Kneissler, Baden-Baden 1999, S. 111-121, hier S. 116. 

5  Vgl. Jörn von Lucke und Heinrich Reinermann, Speyerer Definition von Electronic Government, Speyer 
2000, S. 1 f., http://foev.dhv-speyer.de/ruvii/Sp-EGov.pdf, sowie Heinrich Reinermann, Der öffentliche 
Sektor im Internet, Speyer 2000, S. 15 ff. 
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Abb. 1: Electronic Government 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Für die elektronische Dienstleistungserstellung setzt Electronic Government reine 
Informationssysteme, z.B. Bürger-, Stadt-, oder Wirtschaftsinformationssysteme 
im WWW (World Wide Web), Kommunikationssysteme, z.B. E-Mail, Diskussi-
onsforen, Newsgroups oder Internet Relay Chat, und Transaktionssysteme ein. 
Das Spektrum der Transaktionssysteme beginnt bei einfachen Möglichkeiten zum 
Ausdrucken oder Download von Formularen und endet bei Systemen, die die elekt-
ronische Bearbeitung der Vordrucke und den Versand der Formulare per E-Mail 
oder EDI (Electronic Data Interchange) erlauben. Wenn die beteiligten Kommuni-
kationspartner mit der elektronischen Signatur arbeiten, besteht eine eindeutige und 
rechtsverbindliche Zuordnung eines Dokuments zu dessen Absender.  
Als Einstieg zum Electronic Government im Internet dienen Portale. Bei Portalen 
handelt es sich um Internet-Seiten, die übersichtlich strukturiert ausgewählte Inhalte 
des WWW redaktionell aufbereiten und als Plattform für den Aufruf anderer Seiten 
im WWW fungieren. Hauptsächlich Online-Dienste, wie AOL und T-Online, oder 
Anbieter von WWW-Katalogen bzw. Suchmaschinen, wie Altavista, Lycos, Yahoo 
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und Web.de, vermitteln zwischen Anbietern von und Nachfragern nach WWW-
Seiten, E-Mail-Adressen und anderen Diensten des Internets. Diese so genannten 
horizontalen Portale stellen eine möglichst breite Informationspalette quer über 
alle Interessensgebiete, Branchen und geographischen Regionen zur Verfügung. 
Vertikale Portale hingegen präsentieren Informationen zu jeweils klar definierten 
Sachgebieten. Durch die Konzentration auf einen engen Themenbereich erreichen 
sie eine große Informationstiefe.6 Sie eröffnen den Einstieg in die Fragestellungen 
einer Region, z.B. die Internet-Seiten einer Kommune, eines Themengebiets, z.B. 
http://www.tecchannel.de zu Fragen der Informations- und Kommunikationstechno-
logie, oder einer bestimmten Lebenslage, z.B. http://www.seniorenportal.de für die 
Belange älterer Menschen. Neben Suchhilfen und Katalogen umfassen Portale In-
formationen zu Produkten und Dienstleistungen, Kommunikationsforen, Nachrich-
ten sowie Online-Dienstleistungen.7 Im Bereich des öffentlichen Sektors bietet sich 
die Gruppierung eines Portals an um 
− Gebietskörperschaften, z.B. http://www.mannheim.de, http://www.baden-

wuerttemberg.de und http://www.bund.de,  
− einzelne Behörden oder Ministerien, z.B. das Bundesamt für Zivildienst unter 

http://www.zivildienst.de und das Bundesministerium für Bildung und For-
schung unter http://www.bmbf.de, oder 

− bestimmte Aufgaben bzw. Lebensphasen, z.B. in den USA 
http://www.seniors.gov als zentraler Zugang für die Fragestellungen von Senio-
ren8 und http://www.healthfinder.gov/ für Angelegenheiten aus dem Bereich 
Gesundheit. 

Für öffentliche Verwaltungen bedeutet das Portalkonzept, Online-Dienste nicht 
streng nach zuständigen Behörden zu trennen, sondern über das Portal alle Dienst-
leistungen behördenübergreifend aus der Perspektive des Portalbenutzers 
zusammenzuführen. Als erste Anlaufstelle führen Portale sofort zu den gewünsch-
ten Informationen und Dienstleistungen.9 
Durch den Aufbau von Portalen ergeben sich neue Chancen, die Entwicklung mo-
derner Bürgerinformationssysteme für bessere Dienstleistungen, mehr Transpa-

                                              
6  Vgl. Bernd W. Wirtz und Nikolai Lihotzky, Internetökonomie, Kundenbindung und Portalstrategien, in: 

Die Betriebswirtschaft, 61. Jg., 2001, S. 285-305, hier S. 293. 
7  Vgl. Jörn von Lucke, Portale für die öffentliche Verwaltung, in: Portale in der öffentlichen Verwaltung, 

hrsg. von Heinrich Reinermann und Jörn von Lucke, Speyer 2000, S. 7-23, hier S. 7 ff. 
8  Im Gegensatz zu http://www.seniorenportal.de, das ein privates Unternehmen betreibt, ist für 

http://www.seniors.gov die Regierung der USA verantwortlich. 
9  Vgl. Franz-Reinhard Habbel, Einführung - Regieren und Verwalten im Informationszeitalter, in: Com-

puter für die Stadt der Zukunft, hrsg. von der Bertelsmann Stiftung, Gütersloh 1998, S. 13-38, hier S. 28 
f., sowie Janet Caldow, The Quest for Electronic Government: A Defining Vision, Washington 1999, 
S. 7. 
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renz und mehr Bürgerbeteiligung voranzutreiben. Portaltechnologien scheinen wie 
geschaffen für die Bedürfnisse von Bürgerinformationssystemen. Sie gestatten10 
− gezielte Informationsbeschaffung: Portale erlauben die Bündelung der norma-

lerweise in Broschüren, Verzeichnissen, Katalogen etc. enthaltenen Informatio-
nen verschiedenster Anbieter sowie deren Abruf durch benutzerfreundliche 
Volltextsuche, hierarchisch gegliederte Schlagwortlisten oder alphabetisch sor-
tierte Stichwortlisten. 

− Multimedialität: Portale vereinen Text, Bild, Ton und Video zu einer gemein-
samen Präsentation und verbessern dadurch die Anschaulichkeit der Informatio-
nen. 

− Aktualität: Portale lassen sich im Gegensatz zu Printmedien permanent und 
ohne großen finanziellen Aufwand aktualisieren. 

− Verknüpfbarkeit: Die oftmals auf verschiedene Quellen an unterschiedlichen 
Stellen verstreuten Informationen können durch Portale leicht, schnell und ge-
zielt miteinander verbunden werden. 

− Verfügbarkeit: Bürger mit Zugang zum Internet sind imstande, rund um die Uhr 
von ihrem heimischen Schreibtisch aus auf ein Portal zuzugreifen. 

− Individualisierbarkeit: Portale ermöglichen individualisierte Informationssuchen 
in Abhängigkeit von bestimmten Vorgaben. Beispielsweise wäre es denkbar, 
dass ein Portal nach Eingabe einer Einstiegshaltestelle und der Abfahrtszeit die 
schnellste Nahverkehrsanbindung zu einer bestimmten öffentlichen Verwaltung 
mit dazugehörigen Fahrplan erstellt. 

− Kommunikationsfähigkeit: Neben der Informationsfunktion bieten die Systeme 
Gelegenheit, mit öffentlichen Verwaltungen elektronisch in Verbindung zu tre-
ten. Dienste wie E-Mail, Diskussionsforen und Kleinanzeigen unterstützen die 
Kommunikation. 

− Transaktionsfähigkeit: Einen Schritt weiter geht die unmittelbare Abwicklung 
von Transaktionen über Portale wie Online-Bestellungen oder das Ausfüllen 
und Absenden von elektronischen Formularen. 

In Deutschland liegt es aufgrund der kommunalen Selbstverwaltung und der damit 
verbundenen Zuständigkeit für eine Vielzahl öffentlicher Aufgaben nahe, Portale 
hauptsächlich auf der kommunalen Ebene unter „www.kommunenname.de“ anzu-

                                              
10  Vgl. Herbert Kubicek, Kommunale Informationsinfrastruktur als Gestaltungsaufgabe, in: Verwaltung 

und Management, 1. Jg., 1995, S. 347-354, hier S. 348 f., Frank Falkenstein, Gerhard Schwabe und 
Helmut Krcmar, Bürgerinformation im Internet: Anspruch, Realität und Potential, in: Information Ma-
nagement, 12. Jg., 1997, Heft 1, S. 36-42, hier S. 38 f., sowie Stefanie Hohn, Der Reformprozeß in der 
öffentlichen Verwaltung vor dem Hintergrund der Informationsgesellschaft, a.a.O., S. 166 f. 
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siedeln. Zusätzliche Portale auf Landes- und Bundesebene können dieses Angebot 
ergänzen.11  
 
 

II. Anforderungen an kommunale Portale im 
Electronic Government 

 
1. Information 

 
Im Bezug auf die Informationsfunktion eines Portals müssen sich Kommunalver-
waltungen als Anbieter von Bürgerinformationen an ihrem öffentlichen Informati-
onsauftrag orientieren12 und umfassende Informationen über Ansprechpartner, 
Adressen, Dienstleistungsangebot, Öffnungszeiten sowie Erläuterungen über not-
wendige Unterlagen und Zuständigkeiten bei komplizierten, erklärungsbedürftigen 
Dienstleistungen anbieten.13 Die Bewältigung der redaktionellen Aufgaben dieser 
reinen Informationsabrufangebote bedarf der Festlegung von Informationserzeu-
gungs- und Informationsbeschaffungsprozessen, die Informationen aus allen Äm-
tern sowie kommunalen Unternehmen sammeln und ständig aktualisieren.14 Im 
Rahmen der Informationsaufbereitung ist zwischen der Sicht der Nutzer und der 
Erzeuger zu vermitteln. Dabei stehen die Informationsbedürfnisse der Bürger den 
institutionellen Zuständigkeiten und Eigeninteressen der Informationslieferanten 
gegenüber. Eine Redaktion muss die Informationen inhaltlich und thematisch struk-
turieren sowie für bestimmte Nutzungszwecke und Zielgruppen konzentrieren.15 
Schließlich hat die Kommune im Sinne einer Informationsbereitstellung für die 
Bündelung und den Vertrieb des Informationsangebots über das Portal zu sorgen.16 
Content Management-Systeme mit ihren umfangreichen Funktionen zur struktu-
rierten Ablage, globalen Verteilung und zum gezielten Auffinden von Informatio-
nen und Inhalten erleichtern die Pflege der zahlreichen Internet-Seiten eines Portals 
und verwalten die internen und externen Schnittstellen zu den beteiligten Organisa-

                                              
11  Vgl. Ralf Daum, Integration von Informations- und Kommunikationstechnologien für bürgerorientierte 

Kommunalverwaltungen, Baden-Baden 2002, S. 199. 
12  Vgl. Steffi Bütow und Holger Floeting, Elektronische Stadt- und Wirtschaftsinformationssysteme in den 

deutschen Städten, Stuttgart 1999, S. 32. 
13  Vgl. Kai Masser, Kommunen im Internet, Neuwied, Kriftel und Berlin 2000, S. 44. 
14  Vgl. Herbert Kubicek u.a., www.stadtinfo.de, Heidelberg 1997, S. 202 ff., sowie Wolfgang Taube, 

Qualitativ hochwertige Stadtinformationssysteme, Aachen 1998, S. 195 ff. 
15  Vgl. Steffi Bütow und Holger Floeting, Elektronische Stadt- und Wirtschaftsinformationssysteme in den 

deutschen Städten, a.a.O., S. 25. 
16  Vgl. Herbert Kubicek u.a., www.stadtinfo.de, a.a.O., S. 202 ff. 
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tionseinheiten.17 Bei Kommunalverwaltungen, die diese Maßnahmen nicht ergrei-
fen, dient das Portal der Kommune nur als Zugang zu den individuellen Angeboten 
der einzelnen Ämter. Dadurch entsteht ein unstrukturiertes Leistungsangebot, 
dessen Nutzen für die Bürger fraglich ist.18 
 
 

2. Kommunikation 
 
Electronic Government besitzt das Potenzial nicht nur die Informationsversorgung 
der Bürger, sondern auch die Kommunikation und die Interaktion mit den Bürgern 
zu revolutionieren.19 Zu den einfachsten Maßnahmen gehört die Angabe von E-
Mail-Adressen auf dem Portal, was die Erreichbarkeit der Kommunikationspartner 
erheblich erhöht. Die oft vergeblichen Bemühungen einen Ansprechpartner telefo-
nisch zu erreichen, gehören so der Vergangenheit an.20 Die Gestaltung der Kom-
munikation über E-Mail kann entweder über eine einzige zentrale E-Mail-Adresse 
für die ganze Kommune oder über individuelle Adressen für Fachämter bzw. ein-
zelne Sachbearbeiter erfolgen. Intern hat die Kommunalverwaltung für die sofortige 
Weiterleitung der zentral eingegangenen Nachrichten an die zuständigen Stellen 
und den kontinuierlichen Abruf von E-Mails durch die Sachbearbeiter zu sorgen. 
Die wesentlichen Vorteile dieser Kommunikationsform wie die schnelle Übermitt-
lung und Reaktion auf Nachrichten dürfen nicht verloren gehen.21 Ein weiterer 
Vorteil elektronischer Nachrichten liegt in der schnellen und kostengünstigen pa-
pierlosen Verbreitung. Kommunen können so genannte Mailing-Listen nutzen, um 
ihren Bewohnern einen mehrmals wöchentlich erscheinenden Bürgerbrief anzubie-
ten, der z.B. Verkehrstipps, Änderungen bei den Öffnungszeiten städtischer Ämter, 
Änderungen bei den Müllabfuhrkalendern, Hinweise auf Veranstaltungen städti-
scher Jugend-, Senioren-, Sport- und Kultureinrichtungen, Auszüge aus der Tages-
ordnung von Gemeinderats-, Ausschuss- und Bezirksbeiratssitzungen etc. enthält. 
Die Bürger können auf dem kommunalen Portal ihre E-Mail-Adresse in einen Ver-
teiler ein- und austragen. Sie erhalten dann regelmäßig Informationen elektronisch 
zugeschickt. 
 
                                              
17  Vgl. Marcus Schmidt, Content-Management für die moderne Verwaltung, in: Verwaltung, Organisation, 

Personal, 19. Jg., 2000, Sonderheft 2, S. 32-35, hier S. 32 ff. 
18  Vgl. Klaus Lenk, Multifunktionale Serviceläden und Televerwaltung, in: Verwaltung und Management, 

3. Jg., 1997, S. 330-336, hier S. 333. 
19  Vgl. Roland Wirth, Mehr Bürgernähe durch Internet im Rathaus, in: Office Management, 45. Jg., 1997, 

Heft 8, S. 8-12, hier S. 10. 
20  Vgl. Heinrich Reinermann, Der öffentliche Sektor im Internet, a.a.O., S. 13. 
21  Vgl. Kai Masser, Kommunen im Internet, a.a.O., S. 193. 
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3. Formularservice 

 
Die Bereitstellung von Formblättern über einen Formularservice bietet eine weite-
re Chance mit Hilfe von Electronic Government die Bürgerorientierung zu verbes-
sern.22 In der einfachsten Form stellt ein Formularserver alle benötigten Dokumen-
te, häufig im Portable Document Format (PDF), zum Ausdrucken oder Herunterla-
den bereit. Über elektronische Verweise bekommen die Bürger auf den Portalseiten 
nicht nur Informationen über bestimmte Sachverhalte, sondern auch alle zugehöri-
gen Vordrucke.23 Sie können zu Hause die benötigten Formulare entweder am 
Bildschirm oder handschriftlich mit Hilfe eines Ausdrucks in Ruhe ausfüllen und 
sie der Verwaltung per E-Mail bzw. Post schicken oder persönlich vorbeibringen. 
Unnötige Wege zur Behörde für die Beschaffung von Vordrucken, Anträgen etc. 
entfallen.24 Einen Schritt weiter gehen intelligente Formulare, die während der 
Bearbeitung dynamisch über den Formularserver aus Datenbanken generiert wer-
den. Sie werten Eingaben sofort aus, passen nachfolgende Formularelemente auf-
grund der getroffenen Auswahl dynamisch an und vermeiden so unnötige Fragen, 
die den Antragsteller nur verwirren würden. Beispielsweise unterdrücken intelligen-
te Formulare nach der Angabe „kinderlos“ weitere Fragen nach dem Namen und 
Geburtsdatum von Kindern. Falls sich beim Ausfüllen Verständnisprobleme erge-
ben, stellen sich durch Mausklick öffnende Fenster Hilfetexte bereit. Bereits wäh-
rend der Eingabe finden ständig Plausibilitäts- und Vollständigkeitsprüfungen 
statt.25 
 
 

4. Transaktion 
 
Das langfristige Ziel von Electronic Government liegt in der vollständigen Abwick-
lung von Verwaltungsdienstleistungen über das Internet. Dazu reicht es nicht aus, 
dass Bürger alle erforderlichen Informationen online erhalten, Sachbearbeiter per E-
Mail erreichen und Formulare elektronisch abrufen können. Zur vollständigen Onli-

                                              
22  Vgl. Klaus Lenk, Bürgerservice im ländlichen Raum, in: Die Neue Verwaltung, 10. Jg., 2000, Heft 3, S. 

12-15, hier S. 12, sowie Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. und Deutscher Städte- und Gemeindebund 
(Hrsg.), Kommune online, Berlin 1998, S. 77 f. 

23  Vgl. Herbert Kubicek, Vom Stadtinformationssystem zum One-Stop-Government – Möglichkeiten 
bürgerorientierter Verwaltungen im Internet am Beispiel der Stadt Bremen, in: Umsetzung neuer Rech-
nungs- und Informationssysteme in innovativen Verwaltungen, hrsg. von Dietrich Budäus und Peter 
Gronbach, Freiburg im Breisgau, Berlin und München 1999, S. 155-178, hier S. 174. 

24  Vgl. Jens Hüsgen, Virtuelle Rathäuser im Test, in: impulse, Mai 2000, S. 58-63, hier S. 60. 
25  Vgl. Volker Herwig, E-Government, Lohmar und Köln 2001, S. 136 f. 



13 

ne-Transaktion gehören das elektronische Verschicken der ausgefüllten Formulare 
und gegebenenfalls weiterer Dokumente, das elektronische Entrichten der damit 
verbundenen Gebühr und die elektronische Zustellung des Ergebnisses. Dazu bedarf 
es einer Authentisierung, die nachweist, dass während der Übertragung keine bös-
willige oder versehentliche Abänderung der Nachricht stattfand, es sich um keine 
Wiederholung einer bereits verschickten Nachricht handelt und die Nachricht von 
der angegebenen Quelle kommt. Außerdem stehen bei der elektronischen Kommu-
nikation herkömmliche Authentisierungsmethoden wie Amtssiegel, Briefkopf oder 
Unterschrift nicht zur Verfügung. Gerade die eigenhändige Unterschrift spielt im 
allgemeinen Rechtsverkehr die entscheidende Rolle als Nachweis für die Urheber-
schaft eines Dokuments und die Identifizierung des Unterzeichnenden mit dem 
Inhalt.26 Der Einsatz der elektronischen Signatur bietet eine Lösung für diese Au-
thentisierungsfragen. Sie umfasst folgende Infrastruktur:27 
− ein einmaliges Schlüsselpaar, bestehend aus geheimem privaten Schlüssel und 

dem dazugehörigen öffentlichen Signaturprüfschlüssel, 
− ein elektronisches Zertifikat, das die Zuordnung zur Person bestätigt, 
− eine Chipkarte, die neben dem vor Auslesen geschützten privaten Signatur-

schlüssel die PIN und die gesamte manipulationsgeschützte Signiertechnik ent-
hält, sowie 

− behördliche genehmigte Zertifizierungsstellen, auch Trustcenter genannt, die die 
Chipkarten mit der elektronischen Signatur ausgeben. 

Der Zeitstempel- und Verzeichnisdienst erweitern die Leistungsmerkmale der 
elektronischen Signatur. Der Zeitstempeldienst bestätigt das Erstellungsdatum und 
weist nach, dass die Daten zum angegebenen Zeitpunkt dem Aussteller des Zeit-
stempels vorgelegen haben. Der Verzeichnisdienst bescheinigt die Zuordnung von 
Signaturschlüsseln zu Personen. Auf Anfrage gibt er Auskunft, ob ein Zertifikat zu 
einem bestimmten Zeitpunkt Gültigkeit besessen hat.28 Elektronisch verschickte 
Formulare und sonstige Dokumente erhalten dadurch eine Rechtsqualität, die sie 
mit den papiergebundenen Originalen gleichstellt. Erst die Integration der elektroni-
schen Signatur in die Portalfunktionalitäten ermöglicht die elektronische Beantra-
gung und Lieferung kommunaler Dienstleistungen Form von Bescheinigungen, 
Urkunden etc. 

                                              
26  Vgl. Ralf Daum, Integration von Informations- und Kommunikationstechnologien für bürgerorientierte 

Kommunalverwaltungen, a.a.O., S. 143. 
27  Vgl. Wendelin Bieser, Das Signaturgesetz – die digitale Signatur im europäischen und internationalen 

Kontext, in: Regieren und Verwalten im Informationszeitalter, hrsg. von Heinrich Reinermann, Heidel-
berg 2000, S. 217-238, hier S. 218 ff. 

28  Vgl. Andreas Bertsch, Kai Rannenberg und Herbert Bunz, Nachhaltige Überprüfbarkeit digitaler Signa-
turen, in: Sicherheitsinfrastrukturen, hrsg. von Patrick Horster, Braunschweig und Wiesbaden 1999, S. 
39-50, hier S. 40 ff. 
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Neben den Komponenten zur elektronischen Signatur können auf multifunktionalen 
Chipkarten Electronic Cash-Verfahren zum bargeldlosen Bezahlen, wie Kredit-
karte, EC-Karte und Geldkarte, gespeichert sein. Etwa 90 Prozent der mit Entgelten 
und Gebühren verbundenen kommunalen Leistungen liegen unter dem Kartenlimit 
elektronischer Geldbörsen von 200 EURO und eignen sich für die elektronische 
Bezahlung.29 
 
 

5. Umsetzung des Lebensphasenkonzepts 
 
Die Dienstleistungserstellung in Kommunalverwaltungen erfolgt bisher eher pro-
duktionsorientiert als abgabe- bzw. bürgerorientiert.30 Alle Organisationseinheiten 
besitzen ihre klar abgegrenzten Zuständigkeiten und bieten spezielle Leistungen mit 
spezialisierten Fachkräften an. Dabei betreuen sie die Nachfrager nach den Leistun-
gen nur segmentartig.31 Starre tayloristische Organisationsstrukturen verhindern die 
Bündelung von Funktionen zur prozessorientierten Abwicklung von Leistungen.32 
Außerdem gilt das Interesse der Kommunen meist nur dem eigenen Leistungsange-
bot und nicht einer bürgerorientierten Bündelung der Dienste unterschiedlicher 
Träger.33 Eine Verknüpfung öffentlicher mit privaten Dienstleistungen zu Dienst-
leistungspaketen, die typischen Lebenssituation der Bürger entsprechen, z.B. ein 
Paket „Umzug“, das die Anmeldung bei der Kommunalverwaltung, Anmeldung der 
Kinder im Kindergarten bzw. in der Schule, Regelung der Strom-, Wasser- und 
Gasversorgung sowie der Müllentsorgung, Änderung der Bankverbindung, Anmel-
dung bei einer Telefongesellschaft etc. beinhaltet, fehlt weitgehend.34 
Portale können die Komplexität des bürokratischen Verwaltungsverfahrens mit 
seinen unterschiedlichen Zuständigkeiten vor dem Bürger verbergen und im Sinne 
eines One Stop-Shops ein „nahtloses“ Dienstleistungspaket anbieten, das die 

                                              
29  Vgl. Deutscher Städtetag (Hrsg.), Digitale Signatur auf der Basis multifunktionaler Chipkarten, Köln 

1999, S. 25. 
30  Vgl. Peter Eichhorn, Kommunale Aufgaben und bürgerorientierte Aufgabenerfüllung am Beispiel 

sozialer Dienste, in: Probleme mehrstufiger Erfüllung von Verwaltungsaufgaben auf kommunaler Ebe-
ne, hrsg. von Albert von Mutius und Edzard Schmidt-Jortzig, Siegburg 1982, S. 73-82, hier S. 77. 

31  Vgl. Dieter Grunow, Bürgernahe Verwaltung, Frankfurt und New York 1988, S. 122. 
32  Vgl. August-Wilhelm Scheer u.a., Kundenorientierung in Industrie, Dienstleistung und Verwaltung, in: 

Rechnungswesen und EDV, hrsg. von August-Wilhelm Scheer, Heidelberg 1996, S. 3-26, hier S. 10. 
33  Vgl. Klaus Lenk, "New Public Management" und kommunale Innovation – Perspektiven der Innovati-

onsforschung,, in: Lokale Verwaltungsreform in Aktion: Fortschritte und Fallstricke, hrsg. von Dieter 
Grunow und Hellmut Wollmann, Basel, Boston und Berlin 1998, S. 44-59, hier S. 57. 

34  Vgl. Peter Eichhorn, Wie muß eine leistungsfähige und moderne Verwaltung aussehen? Eckpfeiler eines 
Reformkonzeptes für Organisation, Information und Kommunikation (ohne Verfasserangabe), in: Ver-
waltung 2000, DBB-Konzept zur Dienst- und Verwaltungsreform, hrsg. von der Bundesleitung des 
Deutschen Beamtenbundes, Bonn 1996, S. 16-27, hier S. 19. 
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herkömmlichen Grenzen und Kompetenzen der einzelnen Verwaltungseinheiten 
und anderer Organisationen überwindet.35 Durch die Inanspruchnahme verschiede-
ner Dienstleistungen aus einer Hand verringert sich für den Bürger der Zeitaufwand. 
Sowohl das Aufsuchen unterschiedlicher Dienststellen als auch das ständige Wie-
derholen seines Anliegens erübrigen sich. Da die Notwendigkeit der Informations-
suche und der Koordination zwischen den Behörden entfällt, steigt gleichzeitig der 
Komfort bei der Dienstleistungsabwicklung.36 Der Bürger kann alle sich aus seiner 
Lebenssituation ergebenden Anliegen während eines einzigen Verwaltungskontak-
tes abwickeln, was besonders in Lebenslagen, die den Kontakt zu einer Vielzahl 
von Stellen erfordern, eine große Erleichterung bedeutet.37  
 
 

6. Personalisierung 
 
Kommunalverwaltungen haben davon auszugehen, dass es sich bei den Bürgern 
nicht um eine homogene Gruppe handelt. Die Bürger unterscheiden sich nicht nur 
hinsichtlich Beruf, Bildung, Einkommen, Kultur oder Wohnort, sondern auch in 
ihren Anliegen, Bedürfnissen, Vorlieben für den Zugang und ihren bisherigen Er-
fahrungen mit öffentlichen Verwaltungen. Es liegt nahe durch die „Personalisie-
rung“ von Portalen jedem Bürger ein individuelles auf ihn zugeschnittenes Angebot 
zu präsentieren. Grundsätzlich stehen zwei Arten der Personalisierung zur Verfü-
gung. Die „Pull“-Personalisierung initiiert der Bürger. Er kann das Benutzerprofil 
nach seinen Vorstellungen konfigurieren, indem er die vom System vorgegebenen 
Einstellungen zurücksetzt und eigene Präferenzen, z.B. bestimmte Themengebiete 
bei der Nachrichtenanzeige, festlegt. Die „Push“-Personalisierung wertet die Sei-
tenaufrufe des Benutzers auf dem Portal aus und nutzt diese Daten, um beim nächs-
ten Portalbesuch die Inhalte individualisiert zusammenzustellen.38 Sie greift dabei 
auf das Web Usage Mining39 zurück, das zum einen die bevorzugten Informations-
angebote, Kommunikationspartner und Transaktionen der Benutzer zueinander in 
Beziehung setzt, zum anderen bei der Erstellung des Profils die aus dem Benutzer-
                                              
35  Vgl. Christine Bellamy und John A. Taylor, Governing in the Information Age, Buckingham und 

Philadelphia 1998, S. 78 f. 
36  Vgl. Stephen Bent, Kenneth Kernaghan and D. Brian Marson, Innovations and Good Practices in Sin-

gle-Window Service, Ottawa 1999, S. 2. 
37  Vgl. Colin Muid, Information Systems and New Public Management – A view from the centre, in: 

Public Administration, Vol. 72, 1994, S. 113-125, hier S. 122, sowie Federal Benchmarking Consortium 
(Hrsg.), Serving the American Public: Best Practices in One-Stop Customer Service, Washington D.C. 
1997, S. 5. 

38  Vgl. Jürgen Schackmann und Joachim Schü, Personalisierte Portale, in: Wirtschafsinformatik, 43. Jg., 
2001, Heft 6, S. 623-625, hier S. 624. 

39  Vgl. Ralf Walther, Web Mining, in: Informatik-Spektrum, Bd. 24, 2001, S. 16-18, hier S.17 f. 
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verhalten gewonnenen Daten mit Daten aus anderen Informationsquellen verknüpft. 
In beiden Fällen sind Einwilligung und Identifizierung des Bürgers erforderlich.40 
Es entsteht ein dynamisch generiertes Portal, das aufgrund vergangener Seiten-
aufrufe eines Bürgers und seiner Interessen ein maßgeschneidertes Angebot an 
Informationen und Diensten präsentiert. Mit Hilfe einer Kalenderfunktion kann das 
Portal den Benutzer auf wichtige Termine, anstehende Zahlungen oder ablaufende 
Dokumente, z.B. Personalausweis, hinweisen. Bis zum Ablauf des Termins oder 
Erledigung der Angelegenheit zeigt das Portal die Termine an oder leitet die Infor-
mationen regelmäßig per E-Mail an die Bürger weiter. Personalisierte Portale 
bedürfen der kontinuierlichen Pflege, um auf die sich ändernden Bedürfnissen der 
Benutzer zu reagieren.41  
Abhängig von der Sensibilität der zur Verfügung gestellten Inhalte und Dienstleis-
tungen, z.B. Nutzung kostenpflichtiger Leistungen, Zugang zu persönlichen Infor-
mationen oder Anstoßen von Geschäftsprozessen, benötigt das Portal Authentisie-
rungsmechansimen. Diese Mechanismen erfüllen zweierlei Funktionen. Einerseits 
dienen sie zur Identifizierung des Benutzers und zur Zuordnung der personalisierten 
Inhalte. Andererseits stellen sie den ausschließlichen Zugriff auf die personalisier-
ten Daten durch berechtigte Personen sicher. 
 
 

7. Partizipation 
 
Zu den Geschäftsprozessen des Electronic Government zählen auch die Prozesse 
der politischen Entscheidungsfindung und Willensbildung, z.B. Wahlen über das 
Internet und Bürgernetzwerke. Portale liefern vielfältige Informationen zu allen 
interessanten und wichtigen Themen innerhalb der Kommune und helfen den Bür-
gern bei der Meinungsbildung. Als Plattforum für den Informationsaustausch über 
spezielle Themenbereiche dienen die Chatrooms42, Diskussionsforen und 
Newsgroups43 der Portale. Sie machen die online eingereichten Berichte und Nach-

                                              
40  Zu den Fragen des Datenschutzes und der Datensicherheit bei der Verwendung von Datenprofilen vgl. 

Ralf Daum, Integration von Informations- und Kommunikationstechnologien für bürgerorientierte 
Kommunalverwaltungen, a.a.O., S. 225 ff. 

41  Vgl. John Schroeder, Enterprise portals - Business information goes self-service, in: Enterprise Systems 
Journal, 14. Jg. 1999, Heft 6, S. 28-32, hier S. 32, sowie Herwig Heckl, IMAGINE - Von der digitalen 
Stadt zum personalisierbaren Regional-Portal und zum Online-Marktplatz, in: Portale in der öffentlichen 
Verwaltung, 2. Aufl., hrsg. von Heinrich Reinermann und Jörn von Lucke, Speyer 2000, S. 164-187, 
hier S. 179 ff. 

42  Chatrooms arrangieren eine Art Online-Gesprächsrunde über das Internet für zwei oder mehrere Benut-
zer. 

43  Foren und Newsgroups entsprechen schwarzen Brettern im Internet, um zu einem Themenbereich 
Informationen auszutauschen. 
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richten einzelner Benutzer für alle zugänglich und bieten Möglichkeiten zur Grup-
pendiskussion.44 Für Meinungsumfragen und Online-Wahlen bietet sich grundsätz-
lich der Einsatz der bei Transaktionen verwendeten Technologien an. Die rechts-
verbindliche Stimmabgabe über das Internet, könnte als zusätzliche Teilnahmemög-
lichkeit an Wahlen die persönliche Wahl und die Briefwahl bei Kommunal-, Land-
tags- oder Bundestagswahlen etc. ergänzen.45 
 
 
III. Electronic Government to Citizen-Angebote deutscher Kom-

munen 
 

1. Zielsetzung und Vorgehen 
 
Der dritte Teil dieser Arbeit untersucht die Electronic Government-Schnittstellen 
deutscher Kommunen zu den Bürgern (G2C). Er gibt einen Überblick über Ent-
wicklungsstand und -perspektiven der Bürgerorientierung kommunaler Internet-
Angebote, indem er die Portale anhand der aufgezeigten Eigenschaften überprüft. 
Das Ziel liegt nicht in der Erstellung eines Rankings, sondern in der Darstellung 
eines Status Quo und im Aufzeigen von herausragenden Leistungen. Die Untersu-
chung beschäftigt sich nur mit den Dienstleistungen, die über das Internet bereitge-
stellt werden. Die Neukonzeption der internen Aufbau- und Ablauforganisation, die 
der Begriff Electronic Government ebenfalls umfasst, findet keine Berücksichti-
gung. Eine Anforderung gilt als erfüllt, wenn auf dem Portal die Möglichkeit be-
steht, die entsprechende Funktion aufzurufen. Die verwaltungsinterne Verarbeitung 
wird nicht weiter verfolgt.  
Zur Bewertung der Informationsfunktion der Portale werden drei Informationsar-
ten herangezogen: 
− Allgemeine Informationen, die über Öffnungszeiten und Wegbeschreibungen zu 

den Ämtern informieren, 
− Informationen über Aufgaben und Leistungsspektrum der Kommunalverwal-

tung, sowie 
− Erläuterungen zu den Dienstleistungen, die Auskunft zu Fachfragen, Verfahren 

und Zuständigkeiten geben. 

                                              
44  Zu den organisatorischen Problemen, die sich durch das Angebot von Foren für eine Kommune ergeben 

vgl. Klaus Lenk, „Electronic Democracy“ – Beteiligung an der kommunalen Willensbildung, in: Multi-
media@Verwaltung, hrsg. von Herbert Kubicek u.a., Heidelberg 1999, S. 248-256, hier S. 251 f. 

45  Einen Überblick über die kulturellen, organisatorischen, ökonomischen und rechtlichen Fragen von 
Online-Wahlen verschaffen Herbert Kubicek und Martin Wind, Elektronisch wählen, in: Verwaltung 
und Management, 7. Jg., 2001, Heft 3, S. 132-141, hier S. 132 ff. 
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Die Betrachtung der Kommunikationsfunktion differenziert, ob 
− die Kommunalverwaltung über eine einzige zentrale E-Mail-Adresse erreichbar 

ist, 
− die einzelnen Ämter bzw. Fachbereiche eigene E-Mail-Adressen besitzen oder 
− die E-Mail-Adressen der Sachbearbeiter angegeben werden. 
(1) Entscheidend ist nicht die Veröffentlichung der E-Mail-Adressen aller Ämter 
bzw. Sachbearbeiter, sondern dass in bürgernahen Bereichen diese Angebote beste-
hen. 
Die Untersuchung des Formularservice unterscheidet die Bereitstellung von For-
mularen 
− zum Download und 
− zur Online-Bearbeitung. 
Eine Beurteilung des quantitativen Umfangs des Formularservices in Hinblick auf 
die Anzahl der Vordrucke findet nicht statt. 
Die Analyse der Transaktionsfunktion von Portalen erfolgt anhand der Verwen-
dung von 
− elektronischer Signatur und 
− elektronischer Bezahlung. 
Bei der Ermittlung der Umsetzung des Lebensphasenkonzepts wird getrennt zwi-
schen 
− Angeboten, die nur Dienstleistungen der kommunalen Ebene beinhalten, und 
− Angeboten, die Dienste von Dritten (z.B. Land, Bund, Nonprofit-

Organisationen, öffentliche und private Unternehmen) in das eigene Angebot in-
tegrieren. 

In Bezug auf die Personalisierung müssen Registrierungsmöglichkeiten oder dy-
namisch generierte Portalseiten existieren. 
Das Angebot von Chatrooms, Diskussionsforen und Newsgroups, Meinungsumfra-
gen und Online-Wahlen gibt Auskunft über die Partizipationsmöglichkeiten auf 
einem Portal. 
Die rund 14.000 Kommunen46 in Deutschland machen zunehmend von den Mög-
lichkeiten des Electronic Government Gebrauch. Die Zahl kommunaler Homepages 
wächst ständig. Mittlerweile dürften sich über ein Drittel der (Land-)Kreise, Städte 
und Gemeinden im World Wide Web unter der Adresse „www.kommunenname.de“ 
präsentieren. Fast alle Städte und Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern 
besitzen eine eigene Homepage, während kleine Kommunen unter 1.000 Einwohner 

                                              
46  Der Begriff Kommune umfasst kreisfreie Städte einschließlich der Stadtstaaten Berlin, Bremen und 

Hamburg, kreisangehörige Gemeinden sowie Gemeinde-, Bezirks- und Landschaftsverbände.  
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selten über eine eigene Internet-Präsenz verfügen.47 Aufbau und Betrieb der teil-
weise kostenintensiven Portaltechnologien setzten für einen wirtschaftlichen Einsatz 
ausreichend Nutzer voraus. Deshalb beschränkt sich die Studie auf die unmittelba-
ren Mitglieder des Deutschen Städtetages und die mittelbaren Mitglieder mit mehr 
als 50.000 Einwohnern.48 Insgesamt wurden zwischen Juni und Dezember 2001 
268 Kommunen untersucht. 
 
 

2. Entwicklungsstand 
 

a. Information 
 
Die meisten Kommunen verwenden den Internet-Auftritt zur Außendarstellung, 
Bürgerinformation sowie  Tourismus- und Wirtschaftsförderung. Bei der Mehrzahl 
steht Selbstdarstellung im Zusammenhang mit Stadtmarketing und Standortwer-
bung im Vordergrund. Wegweiserinformationen, aktuelle Informationen sowie 
statistische und geschichtliche Daten dominieren. 
 

 
Abb. 2:  Informationsfunktion 
 

                                              
47  Vgl. Christoph Becker (Hrsg.), Optimierung virtueller Marktplätze auf kommunalen Websites, Lohmar 

und Köln 2001, S. 23 ff. 
48  Vgl. Deutscher Städtetag (Hrsg.), Mitglieder des Deutschen Städtetages, 1. Dezember 2001, 

http://www.staedtetag.de/10/staedte/nach_namen/index.html, sowie Kommon (Hrsg.), Das Portal in die 
kommunale Online-Welt, 1. Dezember 2001, http://www.kommon.de/ 
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91 Prozent der untersuchten Städte bieten ihren Bürgern allgemeine Informationen 
zum Rathaus und einzelnen Ämtern. 75 Prozent geben zusätzliche Informationen 
zum kommunalen Leistungsangebot. Nur 56 Prozent der untersuchten Homepages 
erläutern die Dienstleistungen. Die Möglichkeit Pressemitteilungen über das Inter-
net zu veröffentlichen nutzen 64 Prozent der Kommunen. 
Ein umfassendes Bürgerinformationssystem betreibt beispielsweise die Stadt 
Trier.49 Die Nutzer haben die Wahl zwischen Informationen über Zuständigkeiten 
von Ämtern oder Lebenssituationen. Die Ämter und Dienststellen werden mit einer 
Kurzbeschreibung, einem Jahresbericht, einer Wegbeschreibung mit Stadtplan und 
einer Auflistung des Dienstleistungsangebots inklusive Erläuterungen, zuständigen 
Ansprechpartner und Sprechzeiten vorgestellt. Die Rubrik Lebenssituationen erteilt 
Auskunft zu den Punkten Arbeitslosigkeit, Bauvorhaben, berufliche Aus- und Wei-
terbildung, Geburt, Heirat, Scheidung, Studium, Todesfall und Umzug. Die Infor-
mationen zu den einzelnen Lebenslagen beschränken sich nicht auf die Trierer 
Kommunalverwaltung, sondern beziehen auch andere öffentliche und private Insti-
tutionen ein. Ein alphabetisches Schlagwortverzeichnis mit allen Dienstleistungen 
rundet das Informationsangebot auf dem Portal ab. 
 
 

b. Kommunikation 
 
Die Kommunikation mit den Bürgern war lange Zeit auf persönliche Gespräche im 
Amt oder per Telefon und auf den Schriftverkehr per Post begrenzt. Die Untersu-
chung zeigt, dass sich die elektronische Kontaktaufnahme per E-Mail im kommuna-
len Bereich zunehmend durchsetzt.  
Nahezu alle untersuchten Kommunen (98 Prozent) nutzen E-Mail als weiteren Zu-
gangskanal zum Rathaus. Sie unterscheiden sich aber in der E-Mail-Adressierung. 
Fast ein Drittel (29 Prozent) bietet ein gut strukturiertes E-Mail-Verzeichnis, unter-
teilt in eine zentrale Adresse für die gesamte Kommune, E-Mail-Adressen für die 
einzelnen Ämter bzw. Fachbereiche und E-Mail-Adressen der Sachbearbeiter, die in 
direktem Bürgerkontakt stehen. Angaben zu den Zuständigkeiten und Sprechstun-
den des Amtes bzw. der Sachbearbeiter sowie Telefon- und Faxnummern ergänzen 
dieses Angebot. Je nach Anliegen und Kenntnisstand können die Bürger mit den 
unterschiedlichen Ebenen kommunizieren. 5 Prozent der Kommunen verzichten auf 
eine zentrale Adresse und beschränken sich auf Ämter und einzelne Personen. 2 
Prozent geben nur die E-Mail-Adressen einzelner Verwaltungsmitarbeiter an. Wei-
tere 2 Prozent verknüpfen die Mitarbeiteradressen mit einer zentralen Adresse. 12 

                                              
49  Vgl. Stadt Trier (Hrsg.), Bürger, 1. Dezember 2001, http://www.trier.de/d/buerger.htm, sowie Anlage 1. 
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Prozent veröffentlichen ausschließlich die Adressen der Fachämter. Mit 41 Prozent 
besitzt die Kombination aus zentraler Adresse und einzelner Adressen für die Fa-
chämter die größte Verbreitung. 7 Prozent der Kommunen, darunter auch Großstäd-
te wie Kiel, wählen eine einzige zentrale E-Mail-Adresse. Abhängig von der Größe 
der Kommune führt dies zwangsläufig zu Schwierigkeiten bei der internen Vertei-
lung und Beantwortung der E-Mails. Wesentliche Vorteile wie die Ansprechbarkeit 
eines unmittelbar zuständigen Amtes oder Sachbearbeiters sowie die schnelle Reak-
tion auf Nachrichten gehen verloren.  
 

 
Abb. 3:  E-Mail-Adressen 
 
Einen komfortablen Einstieg in die Kommunikation per E-Mail ermöglicht bei-
spielsweise Neustadt an der Weinstrasse.50 Unter der Rubrik Verwaltung befindet 
sich eine Ordnerstruktur mit allen Ämtern. Bei Auswahl eines Amtes erscheinen 
Telefon- und Faxnummer, E-Mail-Adresse, Adresse inklusive Link zu einem Stadt-
plan, Öffnungszeiten, Verweis zu einem Mitarbeiterverzeichnis der Dienstelle und 
eine Übersicht über das Dienstleistungsangebot. Der Aufruf des Mitarbeiterver-
zeichnisses führt zu einer Aufstellung aller Ansprechpartner im Amt mit deren 
Telefon- und Faxnummer, E-Mail-Adresse, Adresse, Sprechzeiten und Zuständig-
keitsbereich. Umgekehrt erscheinen bei Aktivierung einer Dienstleistung die mit der 
Aufgabe betrauten Mitarbeiter inklusive aller notwendigen Kontaktinformationen. 
 
                                              
50  Vgl. Stadt Neustadt an der Weinstrasse (Hrsg.), Ämter und Einrichtungen, 1. Dezember 2001, 

http://www.neustadt-weinstrasse.de/bfw/buerger_service.html, sowie Anlage 2. 
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c. Formularservice 

 
Die Analyse des Formularservices ergibt ein heterogenes Bild. Einige Kommunen 
stellen alle Formulare zum Download bereit und unterstützen die Bürger bei der 
Formularsuche mit speziellen Suchmaschinen. Andere erschweren durch unüber-
sichtliche Seitengestaltung den Bürgern unnötig das Auffinden der Vordrucke. Zum 
Einsatz kommen Dokumente im PDF-, HTML- und Microsoft Word-Format, die 
ausgedruckt, ausgefüllt und der Behörde per Post bzw. persönlich übermittelt wer-
den müssen. Die Gestaltung der Online-Formulare reicht von aufwendigen, in Java 
entwickelten Programmen bis zu einfachen HTML-Formularen zum Versand per E-
Mail. Online-Formulare dienen in den seltensten Fällen zur vollständigen Abwick-
lung eines Anliegens, sondern besitzen eher eine unterstützende Funktion zur Ver-
einfachung des Verfahrens. Meistens folgt zusätzlich ein Kontakt per Post oder ein 
persönlicher Besuch, weil noch eine handschriftliche Unterschrift zu leisten ist. 
48 Prozent der untersuchten Internet-Angebote bieten keinen Formularservice an. 
28 Prozent der Kommunen offerieren sowohl Download als auch Online-Formulare. 
Hinsichtlich der Anzahl der Formulare dominieren dabei die Download-Lösungen. 
23 Prozent nutzen ausschließlich Downloads für den Formularservice, während ein 
Prozent der Untersuchungsobjekte ein reines Online-Formularangebot betreibt. 
 

 
Abb. 4: Formularservice 
 
Die Ursache dieser Entwicklung liegt im unterschiedlichen Aufwand begründet. Für 
Download-Formulare reicht es aus, die herkömmlichen Formulare in das PDF-
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Format umzuwandeln und auf dem Portal zu veröffentlichen. Häufig können die 
Vordrucke auch von dritter Seite bezogen werden. Beispielsweise stellt eine Initia-
tive der regionalen Rechenzentren und des Innenministeriums Baden-Württemberg 
den Städten, Kreisen und Gemeinden ein umfangreiches elektronisches Formular-
angebot zur Verfügung.51  
Aufbau und Betrieb von Online-Formularen erfordern einen wesentlich höheren 
Aufwand. Hinzu kommen weitere kritische Erfolgsfaktoren: 
− Die Kommunen müssen den Schutz personenbezogener Daten gewährleisten, 

wozu erhebliche technische Investitionen notwendig sind. 
− Rechtliche Regelungen erfordern das persönliche Erscheinen bei einigen Amts-

vorgängen.  
− Der Einsatz elektronischer Vorgangsbearbeitung setzt eine Neuorganisation von 

Verwaltungsvorgängen voraus. 
Aufgrund dieser Hemmnisse haben bisher nur wenige Kommunen den Schritt zu 
einem umfassenden Formularservice getan. 
Ein positives Beispiel gibt die Stadt Düsseldorf.52 Sie weist bereits auf ihrer Start-
seite auf den umfangreichen Formularservice hin. Er umfasst sowohl HTML- und 
PDF-Formulare der Kommunalverwaltung als auch Verweise zu Vordrucken ande-
rer Anbieter. Teilweise lassen sich die ausgefüllten Formulare per E-Mail direkt an 
die Stadtverwaltung schicken. Der Formularservice gruppiert die einzelnen Vordru-
cke zu Themengebieten, z.B. Bauen, Melderecht oder Wohnen. Zusätzlich befindet 
sich ein Verweis auf die Formulare bei der Beschreibung der Ämter und Dienstleis-
tungen. 
 
 

d. Transaktion 
 
Bei der vollständigen Abwicklung von Transaktionen über das Internet inklusive 
elektronischer Signatur und elektronischem Bezahlen müssen die Kommunalver-
waltungen eine Vielzahl von organisatorischen, rechtlichen, finanziellen, personel-
len, technischen und politischen Faktoren berücksichtigen. Diese Hemmnisse füh-
ren dazu, dass bislang kaum eine Kommune echte Online-Transaktionen auf ihrem 
Portal realisiert hat. 
 

                                              
51 Vgl. Formularserver Baden-Württemberg (Hrsg.), Formulare, 26. Februar 2002, http://www. 

virtuelles-rathaus.de 
52  Vgl. Landeshauptstadt Düsseldorf (Hrsg.), Formularservice, 26. Februar 2002, http://www. 

duesseldorf.de, sowie Anlage 3. 
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Abb. 5: Transaktionen 
 
Nur die Freie Hansestadt Bremen bietet als einer der Preisträger des vom Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Technologie geförderten Städtewettbewerbs 
MEDIA@Komm Transaktionen an. Ihr gelang es weltweit als erster öffentlicher 
Verwaltung, Online-Dienstleistungen mit elektronischer Signatur und Bezahlung 
bereitzustellen.53 Beispielsweise können Bremer Bürger Heiratsurkunden online 
bestellen und bezahlen. Die Bezahlung erfolgt über eine elektronisch unterschriebe-
ne Lastschrifteinzugsermächtigung.54 Im Vorfeld fanden Untersuchungen statt, um 
die für die Online-Abwicklung geeigneten Dienstleistungen und Geschäftsprozesse 
zu identifizieren.55 Um den Einstieg in das Electronic Government zu erleichtern 
erhalten die Bürger im Rahmen des Projektes die Signaturkarte und das Chipkarten-
lesegerät zu stark ermäßigten Konditionen.  
Ein weiterer MEDIA@Komm-Preisträger, der Städteverbund Nürnberg, bietet für 
ausgewählte Testbenutzer eine erste Pilotanwendung zur Abwicklung von Online-
Dienstleistungen an. Die „RegioSignCard“, eine multifunktionale Chipkarte, er-
möglicht, einen Anwohnerparkausweis mit elektronischer Signatur zu beantragen 
und mit der integrierten Geldkarte die Gebühr zu bezahlen.56 

                                              
53  Vgl. Bremen Online Services (Hrsg.), Elektronische Signatur öffnet Tor zum virtuellen Rathaus, Pres-

semitteilung vom 5. September 2000, sowie o.V., Behördengänge werden in Bremen obsolet, in: Com-
puterwoche, Nr. 37, 15. September 2000, S. 27. 

54  Vgl. Bremen Online Services (Hrsg.), Heiratsurkunde bestellen, 27. Februar 2002, http://www.bremen-
online-service.de/familie/kap2_1_4.html, sowie Anlage 4. 

55  Vgl. Martin Hagen, Die Auswahl online-geeigneter Dienstleistungen, in: Regieren und Verwalten im 
Informationszeitalter, hrsg. von Heinrich Reinermann, Heidelberg 2000, S. 414-427, hier S. 415. 

56  Vgl. Tiefbauamt Nürnberg (Hrsg.), Anwohnerparkausweis, 27. Februar 2002, http://www.tiefbauamt. 
nuernberg.de/siteparken/anwohnerparken.html, sowie Anlage 5. 
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e. Umsetzung des Lebensphasenkonzepts 
 
Aus der Sicht des Bürgers spielt es keine Rolle, ob ein Verwaltungsträger oder ein 
privates Unternehmen die Versorgung mit Dienstleistungen gewährleistet. Er nimmt 
Kontakt mit einer Kommunalverwaltung auf und erwartet ein zu seiner konkreten 
Lebenssituation passendes Spektrum öffentlicher und privater Dienstleistungen. 
Kommunale Portale gestatten relativ einfach und wirksam, Anwendungsbündel 
nach Lebenslagen zu bilden. 
Bereits 17 Prozent der Kommunen setzen dieses Lebensphasenkonzept um, indem 
sie öffentliche mit privaten Dienstleistungen verknüpfen und sie zu Themenberei-
chen wie Aus- und Weiterbildung, Bauen, Geburt, Heirat, Schule, Wohnen und 
Umzug, Verkehr etc. zusammenfassen. Dieses Konzept verwendet zum Beispiel die 
Stadt Mannheim auf ihrer Homepage. Dort gelangt der Bürger zu einer Angebotsüber-
sicht über alle für eine bestimmte Lebenslage benötigten öffentlichen und privaten 
Dienstleistungen. Mannheimer Unternehmen können sich auf diesen Internet-Seiten in 
der passenden Kategorie präsentieren. Beispielsweise enthält die Lebenssituation 
„Hausbau“ neben der Kontaktadresse des kommunalen Beratungszentrums Bauen und 
Umwelt Angaben zu Architekten, Bausparkassen, Bauunternehmen, Dachdeckern, 
Gas-, Wasser- sowie Elektroinstallateuren, Einrichtungshäuser, Umzugsunternehmen 
etc.57  
 

 
Abb. 6: Anwendungsbündel 
 
                                              
57  Vgl. Stadt Mannheim (Hrsg.), Hausbau, 28. Februar 2002, http://www.mannheim.de, sowie Anlage 6. 
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62 Prozent der Portale befinden sich in einer Übergangsphase zum Lebenslagen-
konzept. Sie nehmen Angebote von Landes- und Bundesverwaltungen, Nonprofit-
Organisationen oder von privaten Unternehmen in ihre eigenen Internet-Seiten auf 
und gruppieren sie thematisch. Eine eindeutige Zusammenfassung zu einer Lebens-
lage fehlt aber weitgehend. Bei 21 Prozent der Kommunen ist überhaupt keine Aus-
richtung auf Lebenslagen erkennbar.  
 
 

f. Personalisierung 
 
Personalisierte Portale, insbesondere solche mit einer „Push“-Personalisierung, 
stellen Kommunen vor große finanzielle, technische und datenschutzrechtliche 
Herausforderungen. Entsprechend zurückhaltend sind diese bei der Umsetzung der 
Personalisierung. 
 

 
Abb. 7: Personalisierung 
 
Nur zwei Städte bieten eine „Pull“-Personalisierung an. Die Stadt Bonn empfiehlt 
ihren Bürgern, vor der Nutzung der Online-Dienstleistungen eine Registrierung 
durchzuführen. Mit Hilfe der erfassten Daten werden die Online-Vordrucke soweit 
möglich automatisch ausgefüllt. Nicht abgeschlossene Formulare bleiben für eine 
spätere Bearbeitung gespeichert.58 Die Bürger der Stadt Hamburg haben ebenfalls 

                                              
58  Vgl. Stadt Bonn (Hrsg.), Anmelden oder Registrieren, 1. März 2002, http://bos.bonn.de/bos/index.asp, 

sowie Anlage 7. 
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die Möglichkeit sich auf dem kommunalen Portal zu registrieren. Sie erhalten da-
durch eine kostenlose E-Mail-Adresse, eine kostenlose Homepage und Zugang zu 
einem personalisierten Portalbereich.59 
Eine „Push“-Personalisierung erfordert den Einsatz von Web Usage Mining und 
den dazugehörigen Data Warehouse-Technologien.60 Der derzeitige Entwicklungs-
stand kommunaler Portale rechtfertigt noch nicht den Einsatz und den damit ver-
bundenen Aufwand dieser Werkzeuge.  
 
 

g. Partizipation 
 
Die Möglichkeiten über das Medium Internet die Bürger enger in die Zusammenar-
beit und Entscheidungsfindung einzubinden nutzen 13 Prozent der untersuchten 
Kommunen. Sie realisieren diese Partizipation auf unterschiedliche Art und Weise. 
Beispielsweise bietet die Stadt Dortmund auf ihrem Portal sowohl einen Chat als 
auch eine eigene Rubrik „Bürgerbeteiligung“ an. Der Chatroom ist rund um die Uhr 
geöffnet und gibt Gelegenheit zur Diskussion. Die Online-Redaktion lädt regelmä-
ßig sachkundige Gäste in den Stadt-Chat ein, die den Bürgern Fragen beantworten. 
Online-Befragungen und Online-Diskussionsforen zu verschiedenen Themen run-
den das Angebot zur Partizipation ab.61 
Ein ähnliches Modell verfolgt die Stadt Sindelfingen. Sie betreibt ein „E-Forum“, 
bestehend aus einer „Monatsfrage“, einem Chatforum und einem Diskussionsforum. 
Bei der Monatsfrage handelt es sich um eine Online-Abstimmung zu einem aktuel-
len Thema. Im Chatforum kommunizieren regelmäßig Mitglieder des Gemeindera-
tes, der Oberbürgermeister, die Dezernenten oder Verwaltungsmitarbeiter mit den 
Bürgern. Im Diskussionsforum werden E-Mails verschiedener Bürger zu bestimm-
ten Fragestellungen veröffentlicht.62 
 

                                              
59  Vgl. Stadt Hamburg (Hrsg.), Ihre_persönliche_Registrierung@hamburg.de, 1. März 2002, 

http://mein.hamburg.de/anmeldung/email/index, sowie Anlage 8. 
60  Vgl. Hajo Hippner, Melanie Merzenich und Klaus D. Wilde, Web Usage Mining, in Wirtschaftwissen-

schaftliches Studium (WiSt), 31. Jg., 2002, Heft 2, S. 105-109, hier S. 105 f. 
61  Vgl. Stadt Dortmund, Angebote zur Bürgerbeteiligung im Stadtinformationssystem do4u, 1. Dezember 

2001, http://g2.www.dortmund.de/beteiligung_deutsch.htm, sowie Anlage 9. 
62  Vgl. Stadt Sindelfingen, E-Forum, 1. Dezember 2001, http://www.sindelfingen.de, sowie Anlage 10. 
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Abb. 8: Partizipation 
 
Die Stadt Esslingen, ebenfalls Preisträger im MEDIA@Komm-Wettbewerb, führte 
im Juli 2001 die ersten Wahlen zu einem offiziellen Gremium (Jugendgemeinderat) 
über das Internet mit elektronischer Signatur durch. Wahlberechtigte Jugendliche 
konnten kostenlos eine Signaturkarte und ein Lesegerät erhalten und damit am 
Wahltag innerhalb eines festgesetzten Zeitrahmens an der „Internet-Briefwahl“ 
teilnehmen.63 
 
 

IV. Verbesserungsvorschläge für ein kommunales 
Electronic Government 

 
Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass die Kommunen die Potenziale des 
Electronic Government erkannt haben. Sie bauen ihre Portale systematisch aus. 
Insbesondere bei Portalfunktionen, die ohne großen finanziellen und organisatori-
schen Aufwand betrieben werden können, wie Information und Kommunikation, 
stehen kleinere Kommunen Großstädten in nichts nach. Sie konzentrieren sich auf 
ihre Stärken, z.B. größerer Bürgernähe, und bieten detaillierte Informationen und 
persönliche Ansprechpartner im Internet. In Bezug auf den Formularservice emp-
fiehlt sich eine enge Zusammenarbeit zwischen Kommunen und Land wie das Bei-
spiel Baden-Württemberg verdeutlicht. Für den größten Teil der Aufgaben eignen 
                                              
63  Vgl. Steinbeis-Transferzentrum Mediakomm (Hrsg.), Erfahrungsbericht – (Online-) Jugendgemeinde-

ratswahl in Esslingen am Neckar 09. bis 12. Juli 2001, Esslingen 2001, S. 13 ff. 
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sich landesweit einheitliche Formulare, die zentral bereitgestellt werden können. 
Online-Formulare stellen einen weitaus größeren technischen Aufwand dar, der sich 
in der Zurückhaltung von kleineren und mittleren Kommunen niederschlägt. Auch 
hier kann der Einsatz von landesweiten Lösungen die Verbreitung vergrößern.  
Aus der Sicht des Bürgers ist der Einsatz der elektronischen Signatur mit zwei 
Hemmnissen verbunden. Zum einen verursachen elektronische Signatur samt zuge-
höriger Chipkarte und Lesegerät hohe Kosten, denen zurzeit keine entsprechende 
Gegenleistung gegenübersteht. Die Pilotprojekte der MEDIA@Komm-Initiative 
umgehen bisher dieses Problem, indem sie die Kosten ganz oder zum größten Teil 
übernehmen. Zum anderen fehlt ein ausreichend breites Angebot an spezifischen 
Dienstleistungen, die den hohen Aufwand bei der Beantragung einer elektronischen 
Signatur rechtfertigen. Erst die Integration von Diensten unterschiedlicher Anbieter 
auf einer multifunktionalen Chipkarte schafft die notwendige Akzeptanz. Die 
Kommunen müssen sich bemühen, Banken und Sparkassen, Kulturbetriebe, den 
Öffentlichen Personennahverkehr, Einzelhändler und Unternehmen als Partner für 
eine gemeinsame Chipkarte zu gewinnen, die neben den Grundfunktionen der elekt-
ronischen Signatur und der Geldkarte Zusatzfunktionen als Bankkarte, Kundenkarte 
oder Betriebsausweis umfasst. 
Die Ausrichtung der Dienstleistungen an spezifischen Lebenslagen der Bürger be-
findet sich auf dem richtigen Weg. Die Portale verweisen auf die Internet-Angebote 
der Partnerorganisationen und geben kurze Erläuterungen. Die Kooperation mit 
unterschiedlichen Partnern erfordert den Aufbau einer einheitlichen und gemeinsa-
men IuK-Architektur durch Vereinbarung und Nutzung von Standards und Einsatz 
von Middleware. Um mehrfache Eingaben von Benutzerkennungen und Passwör-
tern für die Systeme der unterschiedlichen Organisationen zu vermeiden, bedarf es 
einer Sicherheitsarchitektur, die nur eine einzige Authentifizierung auf der Portal-
seite benötigt und damit zur Inanspruchnahme aller Informations-, Kommunikati-
ons- und Transaktionsprozesse der beteiligten Partner berechtigt. Der Bürger erhält 
auf dem Portal der Kommunalverwaltung ein abgestimmtes Informationsangebot 
für seine Lebenssituationen und mit einem Authentifizierungsprozess Zugang zu 
den Dienstleistungen aller eingebundenen Institutionen. 
Besonders die „Pull“-Personalisierung besitzt in deutschen Kommunen Wachs-
tumschancen. Entsprechende Angebote und die damit verbundenen Vorteile auf den 
Portalen privater Unternehmen im Zusammenhang mit Electronic Commerce er-
zeugen in der Bevölkerung eine Erwartungshaltung in Bezug auf Electronic Go-
vernment. Die „Push“-Personalisierung wird aufgrund der datenschutzrechtlichen 
Problematik umstritten bleiben und sich im öffentlichen Sektor trotz ihrer Chancen 
nur schwer durchsetzen können. 
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Im Zusammenhang mit der Partizipation machen Kommunen noch zu selten von 
Chatrooms und Diskussionsforen Gebrauch. Dabei geht es nicht nur um die Bereit-
stellung der technologischen Infrastruktur auf den Portalen, sondern auch um den 
Aufbau eines Umfelds, das die digitale Spaltung der Bevölkerung verhindert. Die 
Kommunen müssen die Bürger mit diesen neuen Methoden der Meinungsbildung 
vertraut machen und öffentliche Zugangsmöglichkeiten zu den neuen Medien schaf-
fen. Bei Online-Wahlen gilt es einige zusätzliche Probleme zu lösen. Neben Sicher-
heitsrisiken bei der Datenübertragung bereiten die Verfahren der Stimmabgabe, 
Zählung, Aufzeichnung und Auswertung über Computernetze, bei denen die öffent-
liche Kontrolle durch Wahlhelfer und Beobachter fehlt, Schwierigkeiten. Auf diesen 
Gebieten besteht großer Forschungsbedarf. 
Über Erfolg oder Misserfolg von Electronic Government entscheidet letztendlich 
die Akzeptanz der Portale bei den Bürgern. Diese hängt in starkem Maß vom De-
sign und der Funktionalität des Angebotes ab. Die Bürger erwarten ein klar struktu-
riertes und freundlich gestaltetes Portal, das mit einer intelligenten Führung durch 
die Internet-Seiten eine intuitive Nutzung unterstützt. Im kommunalen Bereich 
benutzt nahezu jedes Portal ein eigenes Verfahren zur Navigation und Informations-
suche. Der Benutzer vermisst einen Wiedererkennungseffekt im Vergleich zu 
kommerziellen Internet-Seiten, der die Portalbedienung vereinfacht. Das kann dazu 
führen, dass Bürger vorhandene Informationsangebote und Dienstleistungen nur 
schwierig oder überhaupt nicht finden. In der Untersuchung sind besonders die 
Kommunen positiv aufgefallen, die ihre Portale nicht als Individualsoftware entwi-
ckeln, sondern Standardanwendungssoftware einsetzen. Die Software bietet einen 
bewährten und strukturierten Rahmen, den die Kommunen mit eigenen Inhalten 
ausfüllen. Diese Entwicklungstendenz zusammen mit der Festlegung von landes- 
bzw. bundesweit gültigen Standards wird in Zukunft den wirtschaftlichen und wirk-
samen Ausbau von kommunalen Electronic Government-Aktivitäten beschleunigen. 
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Anlagen 
 

Anlage 1: Bürgerinformationssystem der Stadt Trier 
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Anlage 2: E-Mail-Kommunikation in Neustadt an der Weinstraße 
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Anlage 3: Formularservice der Landeshauptstadt Düsseldorf 
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Anlage 4: Online-Bestellung einer Heiratsurkunde in der Freien Hansestadt 
Bremen 
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Anlage 5: Online-Antragstellung in der Stadt Nürnberg 
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Anlage 6:  Lebenslage „Hausbau“ der Stadt Mannheim 
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Anlage 7: „Pull“-Personalisierung der Stadt Bonn 
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Anlage 8: „Pull“-Personalisierung der Stadt Hamburg 
 

 
 
 



39 

Anlage 9: Online-Bürgerbeteiligung der Stadt Dortmund 
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Anlage 10: E-Forum der Stadt Sindelfingen 
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